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Neue Verordnungen zum Kernenergiegesetz - Ja mit einem Vorbehalt  

 

Solothurn, 5. Oktober 2005 – Der Regierungsrat sagt in seiner Vernehmlassungsant-

wort an das Bundesamt für Energie (BFE) grundsätzlich Ja zu vier neuen Verordnun-

gen zum Kernenergiegesetz. Zur Verordnung über die Betriebswachen von Kernan-

lagen bringt er allerdings einige Vorbehalte an. 

 

Mit den vier Verordnungen werden Mindestanforderungen an fachlich ausgewiese-

nes Personal von Kernanlagen definiert, eine gesetzliche Grundlage für die Zu-

verlässigkeitskontrolle geschaffen und Aufgaben sowie Befugnisse von Betriebswa-

chen weitreichend geregelt. Im Weiteren werden die spezifischen Anforderungen an 

die Sicherheit und die wiederkehrenden Prüfungen der Behälter und Rohrleitungen 

festgelegt. 

 

Da heute beim Ausbildungsstand sowie in der Bewaffnung und Ausrüstung der 

Betriebswachen erhebliche Unterschiede unter den verschiedenen Kernanlagen be-

stehen, hat der Regierungsrat in der Vernehmlassungsantwort darauf hingewiesen, 

dass die Vorschriften in diesen Bereichen vereinheitlicht werden müssen. Eine 

Voraussetzung dafür ist, dass vorab in der Verordnung über die Betriebswache 
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für alle Betriebe die Aufgaben und Befugnisse, die Ausrüstung und Bewaffnung, 

die Organisation sowie die Anforderungen an die Qualifikation und Eignung ein-

heitlich geregelt werden.  

 

Nur auf dieser Basis könne – so der Regierungsrat - auch eine einheitliche 

Ausbildung aufgebaut und eine gleiche Qualität der Betriebswachen erreicht wer-

den. 

 

 

 

 

 

Weitere Auskünfte erteilen: 

Hans Riechsteiner, Leiter Arbeitsinspektorat, 032 627 94 26 

Maj Thomas Zuber, Chef Kriminal-Abteilung, 032 627 70 95 

(nur zu den Änderungsanträgen in der Verordnung über die Betriebswachen von 

Kernanlagen) 

 


